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Aktionsprograrrm fOr eine umwel tfreund 11 ehe AbfaUpol1tik 

Während die Landesregierung ausschließlich damit beschlftigt ist. gegen den 
örtlichen Widerstand die Kapazität umweltgefährdender MOllbeseitigungsanlagen 
(Kavernen, Verbrennungsanlagen, Deponien) zu erhöhen, legen die Grünen heute 
ein Maßnahmen paket zur drastischen Reduzierung der MOllmengen vor. Es besteht 
aus: 
1. Einem Gesetzentwurf fOr ein neues Niedersächsisches Abfallgesetz 
2. Einer Bundesratsinitiative zur Verschärfung des Abfall- und-Immissionsschutz­

rechtes des Bundes in Richtung Abfallvermeidung 
3. Eine Serie von Einzelanträgen zur Vermeidung und Verwertung der wichtigsten 

GiftmUII-Stoffgruppen in Niedersachsen (Lackschlämme, Salzschlacken usw.) 

Zur Abfallgesetz-Novelle 
Aufgrund der Änderung des Bundesabfallgesetzes ist es seit einem Jahr erforder­
lich, das Niedersächsische Ausführungsgesetz im Abfallbereich zu novellieren • 
Der von den Grünen vorgelegte Entwurf hält sich im Rahmen, der durch die 
Bundeskompetenz vorgegeben wird, nutzt aber den Handlungsspielraum des Landes 
soweit wie möglich in Richtung auf eine umweltschonende Abfallpolitik aus. 
Dabei steht ganz im Vordergrund, daß Abfälle gar nicht erst erzeugt werden und 

-' die nicht vermeidbaren Mengen wiederverwertet werden. 

Oie wichtigsten Regelungen im einzelnen 

1: Alle Landkreise werden verpfliChtet, kurzfristig ihre Müllabfuhr so umzu­
stellen, daß sogenannte Wertstoffe, Kompost und Restmall getrennt eingesammelt 
werden. Die Gemeinden werden verpflichtet, In ihrer Zuständigkeit anfallenden 
organischen MOll zu kompostieren. Die MOligebOhren werden so umgestellt, daß 
MOllvermeidung nicht länger finanziell bestraft wird: wer wenig MOll liefert, 
soll in Zukunft auch weniger zahlen. 
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2. Die Landkreise {fOr den HausmOll und den hausmOII!hnllchen Gewe~lIJ 
und das neu zu schaffende Landesamt fOr Abfall (fOr den GIftmOll) stellen 
Abfallberaterinnen ein, die Haushalte und insbesondere die Industrie- und · 
Gewerbebetriebe bei der MOllve~idung beraten. Alle Landes- und Kommunalbe­
hörden selber übernehmen Vorbildfunktionen sowohl beim Einkauf von Produkten 
als auch bei der Müllbeseitigung. 

3. Der gesamte Giftmüllbereich (der Gesetzentwurf spricht weiterhin vom 
Sondermüll, weil er den Rahmen des Bundesgesetzes einhält) wird wegen der mit 
ihm verbundenen hohen Umweltgefährdung der freien VerfOgung durch die Giftmüll­
produzenten entzogen. In Zukunft kann sich der Giftmüll nicht mehr nach den 
Marktgesetzen den billigsten und meist umweltgefährdendsten Beseitigungsweg 
suchen. Zuständig für die gesamte Koordination im Bereich Giftmüll-Verwer-
tung und Beseitigung ist in Zukunft eine landeseigene Gesellschaft, der alle 
in Niedersachsen produzierten Giftmüllmengen zu melden sind. Diese landes­
eigene Gesellschaft betreibt auch die Giftmüllbeseitigungsanlagen und z.T. 
Verwertungsanlagen und es besteht, wie es beim Abwasser seit vielen Jahren 
selbstverständlich ist, eine Anschluß- und Benutzungspflicht. Besteht nach 
dem heutigen Stand der Technik keine Vermeidungs- oder Verwertungsmöglichkeit 
der Abfälle, so entscheidet die Gesellschaft in Zusammenarbeit mit der 
Abfallbehörde über zwei Alternativen: ist eine umweltneutrale Endlagerungs­
möglichkeit vorhanden, dann übernimmt die Gesellschaft den Abfall ohne 
Bedingungen; ist sie nicht vorhanden, so wird der Giftmüll in für die jewei­
ligen Stoffgruppen geeigneten Bauwerken unter voller Beibehaltung der Ver­
antwortung der Erzeuger zwIsChengelagert. 

4. Es wird ein Landesamt für Abfall geschaffen, das 1) techniSChe Fachbehörde 
für alle Müllprobleme ist (u~a;~zaständig für die Altlastensanierung), und 
2) Genehmigungsbehörde für den Bereich Giftmüll ist. Dieses ist eine der 
Konsequenzen des 9. Untersuchungsausschußes des Landtages, der gezeigt hat, 
daß die bisher zuständigen Landkreise mit der Uberwachung der Giftmülldeponien, 
ich erinnere an Münchehagen. hoffnungslos überfordert sind. 

5. Das neue Abfallgesetz enthält eine Fülle weiterer Detailregelungen. u.a. 
um bei den erforderlichen Genehmigungs- und Planfeststellungsverfahren eine 
korrekte BUrgerbeteiligung zu geWährleisten, insbesondere zu nennen ist die 
Einführung einer UmweltverträgliChkeitsprüfung und des Verbandsklagerechtes 
für Bürgerinitiativen und Umweltverbände. 
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Alle bisher genannten Punkte befinden sic~, wie schon gesagt, im Rahnen des 
geltenden Bundesrechtes, so daß entschiedene Schritte in Richtung MOllver­
meidung und umweltfreundlicher MOllbeseitigung des Restes im Gegensatz zur 
Politik der derzeitigen Landesregierung, die ausschließlich auf die Auswei­
tung der Beseitigungskapazität setzt, möglich sind. Noch weitergehende 
Schritte, die slnnvoll und dringend notwendig wären, sind auf Landesebene 
jedoch nur möglich, wenn die Vorschriften auf Bundesebene entsprechend geän­
dert werden. Hierzu bringen die Grünen eine Bundesratsinitiative ein, die 
folgende wesentliChe Punkte enthält: 
- eine Verschärfung des Bundesabfallrechtes in Richtung Vermeidung 
- die Einschränkung der MUllverbrennung 
- ein Vermischungsverbot für Abfälle allgemein und insbesondere die Getrennt-

l~gerung von Stoffen, die zukünftig wertvolle Rohstoffe sein können 
- eine bundeseinheitliche technische Anleitung ;Abfallvermeidung;, die u.a. 

für Industrie und Gewerbe einen Mindeststandard in diesem Bereich festschreibt. 
Nur so können die schon heute bestehenden Möglichkeiten nach dem Bundes­
immissionsschutzgesetz durChgesetzt werden, wonach Firmen keine Produktions­
genehmigung erhalten .bzw. diese zurückgezogen wird, wenn sie dabei unnötige 
Abfälle produzieren. 

Dritter Strang unserer Abfallvermeidungsinitiative ist eine Serie von Ent­
sChließungsanträgen zu einzelnen Stoffgruppen, bei denen heute durch nieder­
sächsische Aktivitäten drastische RedUZierungen möglich wären. Wir beginnen mit 
einem im Januar einzubringenden Antrag zum Recycling der Aluminium-Salzschlacke 
(aus dem IMPEX-Skandal bei Göttingen ist dieses Problem bekannt). In Nordrhein­
Westfalen arbeitet eine große technisch ausgereifte Anlage zur Salzschlacken­
aufarbeitung; wir fordern den Bau einer solchen Anlage auch in Niedersachsen 
und die Aufgabe der Planungen, diese 30.000 t, die jährlich in Niedersachsen 
anfallen, in Kavernen zu verscharren. Folgen werden danach in 2-Monats-Abständen 
Anträge zu den Bereichen Lackschlämme, Galvanikabfälle, Formsande und Bau­
schutt. 

An all diesen Punkten steht die Landesregierung am SCheidewege: entweder sie 
macht so weiter wie bisher und setzt ungehemmt auf den Ausbau von Beseitigungs­
kapazität: Verbrennungsanlagen in Emden, Georgsmarienhütte, Dollbergen, und 
Oker-Harlingerode; Kavernen mit 100.000 m3 Jahresleistung und Tondeponien in 
Ho~eneggelsen und Dolgen-Schwichelt. 
Oder: entschiedene Anstrengungen zur GiftmOllvermeidung. 
Einen Kompromiß gibt es in den meisten Fällen nicht: entweder man baut in 
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den n!chsten Jahren eine Salzschlacken-Aufarbeitungsanlage oder man baut die 
entsprechende Kavernenkapazit3t; entweder man vermeidet Innerhalb von fonf 
Jahren 80~ der Lackschlammproduktion oder man baut in der gleichen Zeit Ver­
brennungskapazität für die jährlich In Niedersachsen anfallenden ca. 30.000 m3• 
Wir fordern die Landesregierung auf, umgehend die Oberstürzten und umweltge­
fährdenden Pläne aufzugeben und den richtigen Weg zu gehen. 

Hannover / Schwerpunkt liegt bei Vermeidung und Verwertung 

Niedersachsens Grüne legen 
Entwurf für Müllgesetz vor 
Giftige Abfalle sollen künftig ve zur Abfallvermeidung sowie MOlIgebühren je nach Müllmen-
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nur dann deponiert oder zwi- eine Reihe von geplanten Ein- ge zu erheben. 
sehengelagert werden. wenn die zelanträgen zur Vermeidung Eine Novelle de$ Niedersäch-
Erzeuger nachweisen. daß weder und Verwertung wichtiger Gift- sischen Abfallgesetzes sei bereits 
Vermeidung noch Verwertung müll-Stoffe in Niedersachsen . seit einem Jahr durch das neue 
möglich ist . Dies sieht ein Ent- Die Giftmüllentsorgung wol- Bundesabfallgesetz vorgeschrie-
wurf für ein neues Niedersächsi- len die Grünen künftig unter ben. Seitens der Landesregie-
selles Abfallgesetz vor. den die der KontroUe eines Landesamtes rung liege noch nicht einmal ein 
Landtagsfraktion der Grünen für Abfall sehen. Abfallberater Referentenentwurf vor. kritisier-
jetzt vorgelegt hat. sollen in den Landkreisen Haus- tc er. Der Grüne räumte ein. 

"Iit einem Pakct von Vor- halte. Industrie und Gewerbe daß auch eine neue. umwelt-
schlägen wollen die Grünen die beraten. Landesweit soll nach freundliche Abfallpolitik zu-
Di~kussion um eine Verringe- ihren Vorstellungen kurzfristig ni1ch~t nicht ohne Deponien 
runs der Müllmengen beleben. auf gctrennte MOlIsammlung oder Zwischenlager auskommen 
Net-en dem Gesetzentwurf gehö- umgestellt werden. Die Grünen wird. doch Umwehgefahren 
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10. Hannoversche Allgemeine Zeitung 
mit Regionalbeilagen 

a) landkreis-Zeitung 
b) leine-Zeitung 
c) Burgdorfer Tageblatt . lehrter Tageblatt 

mit: 1. Alfelder Zeitung 
2. Aller-Zeitung ,' WOlfsburger Allgemeine 
3, Bad lauterberger Tageblatt 
4. Die Harke, Nienburg 
5. Einbecker Morgenpost 
6. Gandersheimer Kreisblatt 
7. Göt!inger Tageblatt 
8. Harzburger Zeitung 
9. Hildesheimer Allgemeine Zeitung 

10. Pelner Allgemeine Zeitung 
11. Rotenburger Kreiszeitung 
12. Seesener Beobachter 
13. Täglicher Anzeiger, Holzminden 
14. WaJsroder Zeitung 
15. Schaumburger NachriChten 

11. Neue Presse, Hannover 
12. Kreiszeitung Hoya, Syke 

mit: 1. Verdener Aller-Zeitung, Verden 
2. Diepholzener Kreisblatt 

13. landeszeitung für die lüneburger Heide 
(Niedersächsisches Tageblatt, lüneburg) 
mit : 1. Allgem . Zeitung der lüneburger Heide, Uelzen 

2. Böhme-Zeitung, Soltau 
3. Elbe-Jeetzel-Zeitung, lüchow 
4. Isenhagener Kreisblatt. Wittingen 
5. Winsener Anzeiger 1," I ~' 

14. Mü~:rlä~d,i .~cheTage~zeitu_ng, Cloppen~r~ • \4 ":" 
. - . --.. 

FaiOnferenz mit Abgeordneten der Grünen 

~eiter Widerstand gegen 
u.ftmüll-Verbrennung 

lni. Hannover. Die Grünen wer­
den bundesweit allen Plänen, 
neue Giftmüll-Verbrennungsan­
lagen zu bauen, entschiedenen 
Widerstand entgegensetzen, so­
lange nicht alles getan werde, um 
die anfallenden Müllmengen dra­
stisch zu verringern und die Be­
völkerung vor Emissionen der 
Anlagen zu schützen. Dies ist das 
Ergebnis einer Fachkonferenz in 
Hannover, an der Mitglieder der 
Bundestags- und Landtagsfrak­
tionen der Grünen sow._ Vertre­
ter von Bürgerinitiativen teil­
nahmen. 

Wie die Fraktion der Grünen im 
Niedersächsichen Landtag nach 
der Konferenz mitteilte, bestün­
den gegenwärtig Pläne, bundes­
weit mindestens 15 neue Gift­
müllverbrennungs anlagen sowie 
eine Vielzahl von Hausmüll- und 
Klärschlammverbrennungsanla­
gen zu bauen. Die Grünen halten 
es für richtiger statt dessen ein 
umfangreiches Maßnahmen paket 

zur Verringerung von Müll durch 
Produktionsumstellungen und 
zur Förderung umweltschonender 
langlebiger Produkte sowie für 
ein Verbot krebserregender Stoffe 
zu erarbeiten und die Zahl von 
Chemikalien zu reduzieren. Von 
den heute zugelassenen umwelt­
gefährdenden halogenisierten 
Kohlenstoffverbindungen seien 
nur 50 bis 80 ~ für die ge­
genwärtige Industrieproduktion 
unverzichtbar. 

Die Grünen würden unter 
streng eingegrenzten Kriterien ei­
ner Verbrennung von Giftmüll in­
nerhalb einer Reparatur- und 
Übergangstechnik nur dort zu­
stimmen, wo Landesregierungen 
nachweislich entscheidende 
Schritte zur Müllvenneidung 
praktizierten. Es müsse auch si­
chergestellt sein. daß in den Ver­
brennungsanlagen alle organi­
schen Verbindungen vollständig 
vernichtet würden und nicht über 
Schornsteine in die t.:mwelt ge­
langen könnten. 

'Grüne werfen der SPD 
verworrene Haltung vor 
Barteis: Beratungen im Ausschuß abwarten 

die Partei in Emden der Anlage 
zu . Dies S(:i nur in dem Zusam­
menhang zu verstehen. daß die 
Entscheidung der SPD nicht von 
der Sache gepragt sei . sondern 
vom Bestreben. der Landes- und 
Bundes-CDU zu gefallen . damIt 
dIe MillIOnen fur den n DolIart ­
hafen doch noch nach Emden 
flIeßen. 

. Ostfriesland. Der umweltpo­
litIsche SjJrecher der SPD,Frak, 
tion. Uw~ BarteIs. hat eine Bera­
tung Liber die Sondermullendla, 
gerung in Salzkavernen im Um­
weitausschuß des Landtages ge­
fordert. bevor dds Umweltmini­
sterium uber Standorte in Ost­
friesland eine endgultige Ent­
scheidung trifft. Es sei notwen, 
dig. die standortunabhangigen 
Fragen der Lagerung von Son, 
dcrmLiIl in Salzstöcken wissen­
schaftlich zu untersuchen und 
zu Liberprufen. welche anderen 
Salzstöcke in Niedersachsen in 
Frage kamen . 

Insbesondere die Aussage der 
SPD. sie wurde dem Verbren­
nungsprojekt nur zust immen 
we~n dieses nicht mit dem ge: 
planten Kavernenprojekt ver­
bunden sei. sei scheinheilig. so 
der Abgeordnete der Grunen. 
Tatsächlich wisse die SPD ,Il"e­
nau. daß ein enger Zusammen­
hang zwischen Kavernen. und 
Verbrennungsprojekt besteht. 
denn aus Emden sollen nach den 
P.lanungen der Landesregierung 
die Ruckstande aus der Verbren­
nungsanlage in den Kavernen 
"verscharrt'· werden . Die v on 
der SPD eingebrachte Forde­
rung. der Sondermull müsse 
rückholbar eingelagert werden . 
seI unsmnig. weil das Kavernen­
prinzip gerade die Nicht­
rückholbarkeit beeinhalte. Jetzt 
brauche die Landesregierung 
nur zu behaupten . in Zukunft sei 
es bergmannisch möglich. den 
Sondermüll zuruckzuholen und 
schon könne die SPD zu' 
stimmel!. 

Als .,verworren" bezeichnete 
der umweltpolitische Sprecher 
der Grunen Landtagsfraktion. 
Hans ~Iönninghoff. die H'iJtung 
der SPD zu den Planungen im 
SondermLillbereich. Es sei völlig 
wlderspn.lchlich. wenn der Lan­
<.1esvorsitzende Bruns jetzt einer 
Sondermullverbrennungsanlage 
In Emden zustimme. wahrend 
seine Partei noch vor wenigen 
Monaten im Landtag gefordert 
habe. keinerlei Standorten!­
scheidungen zu fallen. bevor die 
Landesregierung ein geschlosse­
nes Konzept zur Sondermullm i­
nimierun,ll" vorlege . 

Wjhrend die SPD in Georgs­
manenhLittedie Verbrennungs, 
plane we!terhin ablehne. stimme 

- - .. --- - - - - - --- -



r 

Weil Sicherheit ganz oben steht, 
sollte die Lösung "unten" liegen. 

Jeder Produktionsprozeß läßt Abfälle zurück. Da wir eine besonders 
produktive Gesellschaft sind. produzieren wir besonders viele Abfälle. 
Manche sind harmlos. manche nicht. Und so wächst mit der Produktion 
auch das Deponie-Problem. 

Was können wir tun? Wir von PREUSSAG - viel. 
Unsere Beteiligungsgesellschaft KBB hat die Technik. auch gefährlichen 
Abfall sicher unter die Erde zu bringen - in tief gelegene Salzkavernen. 
Das ist sozusagen der natürliche ~g. Denn die Salzformationen sind 
undurchlässig. haben große Entfernung zum Grundwasser und bilden 
eine geologische Barriere gegen die Biosphäre. So können wir mit Technik 
helfen. ein großes Problem zu entschärfen. Es geht. Ganz sicher. 
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PREUSSAG 
Zukunft für Ideen - Konzepte für die Zukunft 


